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Glaubenberg bleibt imRennen
Obwalden Die Regierung steht einemdefinitiven Bundesasylzentrum auf demGlaubenberg positiv gegenüber –

aber nicht um jeden Preis. Noch diesenMonat rechnet die Regierungmit einemEntscheid.

Matthias Piazza
matthias.piazza@obwaldnerzeitung.ch

Glaubenberg oder Seewen? Die
Frage nach dem Standort eines
Bundesasylzentrums fürdieAsyl-
verfahrensregion Zentral- und
Südschweiz stehtnoch immer im
Raum.GemässVerlautbarungen
der Schwyzer Regierung (siehe
Ausgabe von gestern) ist der
Standort im Wintersried in See-
wenzwar vomTisch. ImDezem-
ber 2015hattedas Staatssekreta-
riat fürMigrationentschieden, in
Seewenein solchesAusreisezen-
trummit 340 Plätzen für die Re-
gionZentral-/Südschweiz aufzu-
bauen, während im Tessin das
VerfahrenszentrumChiassowei-
ter betrieben wird. In Schwyz
würden vor allem jene Asylbe-
werber vorübergehend wohnen,
die der Bund nach den Dublin-
Regeln in ein EU-Land zurück-
schicken möchte. Während die
Gemeinde Schwyz mit den Plä-
nen des Bundes einverstanden
war, wehrten sich der Schwyzer
Regierungsrat sowiemehrals ein
Dutzend Einsprecher dagegen.

Der Obwaldner Regierungs-
rat Christoph Amstad relativiert
allerdings. «Vom Tisch ist der
Standort Schwyz grundsätzlich
nicht.» Und er fügt an: «DieOb-
waldner Regierung steht grund-
sätzlichpositiv einemunbefriste-
ten Betrieb für ein Bundeszent-
rum auf dem Glaubenberg
gegenüber – allerdings nicht um
jeden Preis. Die Rahmenbedin-
gungenmüssen stimmen.»

Es geht in erster Linie ums
Geld. «Das Truppenlager ist le-
diglich für den dreijährigen Be-
trieb bis Mitte 2019 ausgelegt
und für einemaximaleBelegung

von 240 Leuten.» So wurde die
Anlage den Brandschutzvor-
schriftenentsprechendmit feuer-
festen Matratzen ausgestattet,
dieNotausgängeundFluchtwege
beschildert und das Areal einge-
zäunt. Bei einem unbefristeten
Betrieb mit bis zu 340 Asylsu-
chendenmüsste gemässAmstad
abermehr indie Infrastruktur in-
vestiertwerden. Somüsstenetwa
dieGebäudehülle energetisch sa-
niert oderneueTreppengeländer
angebracht werden.

DieFragenderKosten
stehennoch imRaum

Wie werden nun diese Kosten
aufgeteilt? Was muss der Stand-
ortkanton Obwalden überneh-

men, was die anderen Kantone
der Verfahrensregion? Was der
Bund? «Wir gingen ursprünglich
davon aus, dass der Kanton Ob-
walden sichnicht anden Investi-
tions- und Unterhaltskosten be-
teiligen muss, der Bund ist hier
offenbar anderer Meinung»,
meint ChristophAmstad dazu.

Heute trifft er sichmitVerant-
wortlichendesBundes, derKon-
ferenz der kantonalen Sozialdi-
rektorenunddesKantonsSchwyz
zu einer Aussprache in diesen fi-
nanziellen Fragen. Danach wer-
denauchnochdieweiterenKan-
tone der Asylverfahrensregion
angehört, bevor der sogenannte
SachplanAsyl indieVernehmlas-
sunggeht undvoraussichtlich im

Frühling oder Sommer 2018 in
Kraft tritt.

GuteErfahrungen
mitAsylbetrieb

Sicherheits- und Justizvorsteher
Christoph Amstad hofft aller-
dings, dass er bis Ende Monat
weiss, ob der Glaubenberg im
Rennen bleibt, was im Sinne der
Regierung wäre. «Für unseren
Standort spricht, dasswir bereits
auf ein Jahr Asylbetrieb zurück-
blickenkönnen, dermeinerMei-
nungnachgut verlief, vonderBe-
völkerung grossmehrheitlich ak-
zeptiert wird, man denke nur an
die vielen Projekte von Freiwilli-
gen.AuchderwirtschaftlicheAs-
pektdarf nicht ausserAcht gelas-

sen werden. So kann das lokale
Gewerbe Verpflegung für rund
100Personen liefern.»

Als weiteren positiven Effekt
eines Bundeszentrums erwähnt
AmstadnochdenUmstand, dass
derBunddemKantonObwalden
sozusagen als Kompensation für
den Glaubenberg weniger Asyl-
suchende als sonst zuweist. Be-
denken, dass bei einem definiti-
ven Betrieb mit bis 340 Asylsu-
chenden keine anderen Anlässe
wieetwadasbeliebte langjährige
Jugendlanglauflager mehr mög-
lich sind, hat er nicht. «Das ging
beider letztenAustragung imDe-
zember 2015 mit rund 150 Ju-
gendlichenproblemlos.Dasdürf-
te auch in Zukunft so sein.»

1,25Millionen für
Energieeffizienz

Obwalden DerRegierungsrathat
das Förderprogramm 2017 für
EnergieeffizienzunddieAnwen-
dung erneuerbarer Energien im
Gebäudebereich verabschiedet.
ImBudget 2017 sinddafür insge-
samt 1,25MillionenFrankenvor-
gesehen.

VerglichenmitdenVorjahren
hat der Kanton laut einerMittei-
lung des Regierungsrates für das
laufende JahrmehrMittel budge-
tiert.Grunddafür ist einSystem-
wechsel: Neu sind die Kantone
neben der Förderung von Ener-
gieeffizienz und von erneuerba-
ren Energien zusätzlich auch für
dieFörderungvonenergetischen
Sanierungenverantwortlich.Ob-
walden erhält dafür vom Bund
zusätzlichefinanzielleMittel aus
derCO2-Abgabe inderHöhevon
rund900 000Franken. Somit ist
die Systemumstellung aus Sicht
der Kantone kostenneutral.

Fördergesuchewerdennur
nochübers Internet erfasst
Die bisherigen Instrumente der
kantonalenFörderung indenBe-
reichen Gebäudehülle, Haus-
technik und Energieberatung
werdenweitgehendbeibehalten.
WeiterhingefördertwerdenEin-
zelbauteilsanierungen, Gesamt-
sanierungen, hocheffiziente Mi-
nergie-P-Neubauten und der Er-
satz fossiler Energieträger durch
erneuerbare Energien, der Ein-
satz von Holzenergie und Son-
nenkollektoren sowie die kanto-
nale Energieberatung und die
energetische Betriebsoptimie-
rung.

Seit Jahresbeginn werden
Fördergesuche ausschliesslich
über ein Webportal erfasst. Die
bisherigen PDF-Formulare sind
nichtmehr gültig. (red)

Hinweis
Web-Portal für die Gesuchsteller:
portal.dasgebaeudeprogramm.ch

Stützungsgelder
befürwortet

Obwalden DerRegierungsratbe-
grüsst die WTO-konforme Wei-
terführung der Stützungsmass-
nahmen zu Gunsten der Milch-
und Brotgetreideproduktion.
Diese hat der Bundesrat anstelle
von Ausfuhrbeiträgen vorge-
schlagen. Die Welthandelsorga-
nisation (WTO) hat Ende 2015
einVerbot vonExportsubventio-
nen für landwirtschaftliche Ver-
arbeitungsproduktebeschlossen.

Regierung lehntKürzung
vonBeihilfenab

Der Regierungsrat erachtet die
Stützungsmassnahmen laut einer
Medienmitteilung als notwendig,
damit Schweizer Unternehmen –
und insbesondere die im Kanton
ObwaldenansässigenFirmenbio-
familia AG und Nahrin AG – ihre
mit einheimischen Rohstoffen
hergestelltenProduktezukonkur-
renzfähigen Preisen ins Ausland
exportieren und gleichzeitig als
Schweizer Produkte (Swissness)
positionierenkönnen.

In den Jahren 2015 und 2016
hatdasParlamentAusfuhrbeihil-
fen in der Höhe von 94,6Millio-
nen Franken gesprochen. Selbst
mit diesem Betrag konnte die
Preisdifferenz zumAuslandnicht
vollkommen ausgeglichen wer-
den.DerRegierungsrat lehntda-
herdie vorgeseheneKürzungder
Beihilfenauf67,9MillionenFran-
ken in ihrer Stellungnahme an
denBund ab. (red)

Gewerbestatus fürBauernbetriebe
soll erhalten bleiben

Nidwalden Die Regierung schickt die Totalrevision derGesetzgebung über den bäuer-
lichenGrundbesitz in die Vernehmlassung. Gesetze undAbläufe sollen vereinfacht werden.

Mit der Gesetzesreform will der
Kanton Nidwalden die zwei ver-
wandten Gesetzgebungen über
das bäuerliche Bodenrecht und
über die landwirtschaftliche
Pacht vereinen. Ein zentraler
Punkt ist dabei dieHerabsetzung
derGewerbegrenzevon 1auf0,8
Standardarbeitskräfte (SAK).Die
Standardarbeitskraft ist laut einer
MedienmitteilungderRegierung
eine Einheit zur Bemessung der
Betriebsgrösse in der Landwirt-
schaft, berechnet anhand stan-
dardisierter Faktorenwie Fläche
undViehbestand.

DerBundhat imRahmender
Agrarpolitik 2014 bis 2017 die
Faktoren für die Berechnung der
SAK an den technischen Fort-
schritt in verschiedenen eid-
genössischen Verordnungen an-
gepasst und somit reduziert.
Dadurch steigt indirekt die Min-
destbetriebsgrösse, welche ein
landwirtschaftliches Gewerbe
definiert.

«MitderAnpassungmöchten
wir den Ist-Zustand erhalten»,
sagt Landwirtschafts- und Um-
weltdirektorUeliAmstad.Bliebe
die SAK-Grenze bei 1, würden
rund25der300Landwirtschafts-

betriebedenGewerbestatus ver-
lieren. «Und dieser ist für einen
Familienbetrieb relativwichtig»,
betontAmstad.Erwirke sich ins-
besonderebeiNachfolgeregelun-
genoderBetriebsübergabenaus,
erklärt er. «Eine Übernahme
eines Betriebs, der keinen Ge-
werbestatus hat, ist viel kosten-
intensiver. DerWert des Bodens
zum Beispiel wird höher einge-
schätzt.»Mit der Anpassung der
Bestimmungen ermöglicheman
diesen Familienbetrieben die
weitere Existenz.Wenn die Kos-
ten zu hoch seien, könne dies
bedingen, dass zusätzlich ein
Nebenerwerbangestrebtwerden
müsse, weil das Einkommen aus
der Landwirtschaft nicht mehr
ausreiche.

Anpassungauchbei
Milchwirtschaftsbetrieben
AuchandereKantonehättendie-
se Anpassung gemacht, sagt der
Regierungsrat.Vielerorts sei dies
in Verordnungen geregelt. «Bei
uns steht diese Bestimmung im
Gesetz, darum braucht es eine
entsprechende Änderung.» Der
Bund lasse den Kantonen in die-
sem Bereich einen gewissen

Spielraum. Es bestehe die Mög-
lichkeit, bis auf0,6SAKzugehen,
was einzelne Kantone auch ge-
macht hätten.

Aufgrund der vom Bund ge-
änderten SAK-Faktoren hält der
Regierungsrat auch eine Anpas-
sungderMindestgrösse fürStruk-
turverbesserungenbeiMilchwirt-
schaftsbetrieben für angezeigt.
«In diesem Bereich senken wir
den SAK-Wert von 1,5 auf 1,35.»

Die Zusammenführung der
verschiedenenErlassebringead-
ministrative Vereinfachungen,
sagt Amstadweiter. Zudemwol-
le die Regierung mit einer Aus-
dehnungdesZerstückelungsver-
botesdemKulturlandschutzund
der Arrondierung Rechnung tra-
gen: «Eine ohnehin schon kleine
landwirtschaftliche Parzelle soll
nicht auf mehrere Eigentümer
aufgeteilt werden können.»

Auch einzelneKompetenzen
würden vom Departementsvor-
steher auf die nächstuntere Ebe-
newie Amtsleiter delegiert.

Die Vernehmlassung dauert
noch bis am 24. April.

Martin Uebelhart
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Das Bundesasylzentrum auf demGlaubenberg. Bild: Corinne Glanzmann (Glaubenberg, 24. November 2015)

«Fürunseren
Standort spricht,
dasswirbereits auf
ein JahrAsylbetrieb
zurückblicken
können.»

ChristophAmstad
Regierungsrat Obwalden

«EineÜber-
nahmeeines
Betriebs,
derkeinen
Gewerbe-
statushat, ist
viel kosten-
intensiver.»

UeliAmstad
Landammann

SP hört sich
Josef Hess an

Obwalden AnderMitgliederver-
sammlung vom Montagabend
fasstedie SPObwaldennicht nur
die Parolen zu den eidgenössi-
schen Vorlagen. Die Parteimit-
gliederundGästehattenauchdie
Gelegenheit, den künftigen Re-
gierungsrat Josef Hess im Rah-
men eines Hearings kennen zu
lernen und ihm politisch etwas
auf den Zahn zu fühlen.

WieCo-ParteipräsidentinNi-
coleWildisen auf Anfrage sagte,
habe JosefHesseinenstaatsmän-
nischen Auftritt gegeben. «Wir
zweifeln nicht, dass er fähig ist,
das Amt als Regierungsrat kom-
petent auszuüben. Wir hoffen
trotz seinerMitte-rechts-Positio-
nierung, dass er die sozialpoliti-
schen Anliegen der SP auf-
nimmt.» Damit spricht Nicole
WildisenauchdieAbstimmungs-
vorlage zur ausserschulischen
Kinderbetreuung an, die ein
wichtigesThemader SP ist.Wei-
tere Themen waren die Steuer-
politik und der A-8-Tunnel.

Bei den eidgenössischen Ab-
stimmungsvorlagen fasstedie SP
Obwalden folgendeParolen: Zur
Unternehmenssteuerreform III
sagt die Kantonalpartei einstim-
mig Nein. Abgelehnt wird auch
dieSchaffungeinesFonds fürNa-
tionalstrassen und Agglomera-
tionsverkehr (NAF). Ja sagt die
Partei dagegen zur erleichterten
EinbürgerungderdrittenAuslän-
dergeneration. (red)


